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Udo Ernst Simonis

Globale Umverteilung -  
Aus ökologischen Gründen

Rio-Konferenz: Beginn einer neuen 
Verteilungsdiskussion

Die Vorbereitungen zur UN-Konferenz über Umwelt und 
Entwicklung in Rio de Janeiro signalisierten es, und die Er
gebnisse bestätigen es: war in der Vergangenheit im Nord- 
Süd-Zusammenhang meist nur von Wachstums- und Entwick
lungsprozessen die Rede, so wird es in Zukunft zunehmend 
um Reduzierungs- und Umverteilungsprozesse gehen. Dies ist 
die Folge der Wahrnehmung und der Beschäftigung mit glo
balen Umweltproblemen, insbesondere dem Klimaproblem. 
Die Industrieländer waren und sind Hauptverursacher dieses 
Problems, und die Debatte geht darum, wieviel sie an Treib- 
hausgas-Emissionen aufgeben müssen. Die Entwicklungslän
der aber würden unter Einhaltung des „Standardentwick
lungsweges“ zu Hauptverursachern werden können, auch für 
sie besteht Anpassungsbedarf. Ökologisch gesehen werden 
sie die Hauptleidtragenden der globalen Klimaveränderung 
sein. Ökonomisch gesehen hängt die Kostenverteilung von 
der Art der Präventions- und Anpassungsmaßnahmen ab, von 
den vereinbarten institutionellen Vorkehrungen und der sich 
allmählich entfaltenden globalen Umweltdiplomatie ab.

Treibhausgas-Emissionen

Für die Analyse des globalen Klimaproblems und eine ent
sprechende Politikformulierung (globale Klimapolitik) sind 
zwei Emissionskategorien von besonderer Bedeutung: die ab
soluten Emissionen und die Emissionen pro Kopf der Bevöl
kerung.
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Bei den absoluten laufenden Emissionen an Kohlendioxid 
(C 02), Methan (CH4) und Fluorchlorkohlenwasserstoffen 
(FCKW), den wichtigsten Treibhausgasen, liegen die USA 
und die ehemalige UdSSR an der Spitze; danach folgen die 
drei großen Entwicklungsländer Brasilien, China, Indien, 
dann Japan, Deutschland und Großbritannien, vor Indone
sien und Frankeich.

Betrachtet man die Länder der Welt nach den entsprechen
den Emissionen pro Kopf der Bevölkerung, so verschiebt sich 
das Bild völlig: nun liegt ausgerechnet eines der ärmsten Län
der der Welt an der Spitze, Laos, (wegen einer hohen Abhol
zungsrate und des Reisanbaus), gefolgt von den Ölförderlän
dern Qatar, Vereinigte Arabische Emirate und Bahrain; an 
fünfter Stelle folgt Kanada und an achter Stelle die USA, 
während die (alte) Bundesrepublik Deutschland an 19. Stelle 
erscheint.

Diese wenigen, aber grundlegenden statistischen Daten 
machen bereits deutlich, welch gewaltige (praktische und me
thodische) Aufgaben sich mit der Reduzierung des Treibhaus
effekts bzw. der Anpassungen den Treibhauseffekt für die 
Welt im allgemeinen und für das Nord-Süd-Verhältnis im be
sonderen stellen. Die Verhandlungen über diese Aufgaben 
sind in Gang gekommen, haben mit der Unterzeichnung der 
Klimakonvention in Rio de Janeiro ein gewisses Momentum 
erreicht, konkrete Ergebnisse aber stehen aus. Sie betreffen 
ein Verteilungsproblem großen Ausmaßes, für dessen Lösung 
zwar Anhaltspunkte gegeben, aber noch keine Endpunkte in 
Sicht sind.

Im Grundsatz müßten natürlich alle Treibhausgase von ei
ner internationalen Reduzierungsvereinbarung (Klimakon
vention und Klimaprotokolle) erfaßt werden. Das aber ist 
eher unwahrscheinlich. Zu unterschiedlich sind die techni
schen, ökonomischen, sozialen und politischen Aspekte der 
Emissionsreduzierung bei den einzelnen Gasen. Während 
beim C 02 die Industrieländer die Hauptverursacher sind (vor 
allem die USA mit ihrem höchst ineffizienten Energie- und 
Transportwesen), sind es beim CH4 die Entwicklungsländer 
(Reisfelder, Rinderherden). Während bei einigen Gasen die
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Emissionen gut kontrolliert werden können, gelingt das bei 
anderen nur durch Umstellung der Produktion. Während bei 
einigen ein schneller und kompletter Ausstieg (FCKW) not
wendig und möglich erscheint, ist bei anderen (CH4) nur eine 
langsame und stufenweise Reduzierung denkbar.

Mit der auf der Konferenz über Umwelt und Entwicklung in 
Rio de Janeiro vereinbarten Rahmenkonvention zum Treib
hauseffekt (Klimakonvention) sind die Probleme beschrie
ben, die Handlungsnotwendigkeiten im Prinzip erkannt und 
die erforderlichen Meßprogramme und Berichtspflichten auf 
den Weg gebracht worden. Diese Konvention muß durch 
mehrere Protokolle umgesetzt werden, die konkrete Zielvor
gaben und Maßnahmen zur Reduzierung der Emissionen und 
zur Erweiterung der Senken enthalten. Nun also beginnt die 
Detailarbeit, das Ringen um die Verteilung der Kosten und 
Nutzen, den Finanz- und Technologietransfer und den Einsatz 
geeigneter ökonomischer und regulativer Instrumente zur Er
reichung des Ziels der Klimastabilisierung.

Globale Umweltpolitik: Bisherige Erfahrungen

Die Zahl der wirksamen internationalen Umweltschutzab
kommen, die über eine begrenzte Region, wie z. B. Flußein
zugsgebiete oder über einzelne Projekte, wie z.B. Debt- 
for-Nature-Swaps, hinausgehen und an denen Industrie- und 
Entwicklungsländer gemeinsam beteiligt waren, d.h. von ih
rer Struktur her für eine globale Klimapolitik relevant sind, ist 
eher begrenzt. Zu nennen sind hier insbesondere: die Londo
ner Dumping Konvention (1972), die Abkommen zur Verhü
tung der Meeresverschmutzung durch Schiffe (1973 und 
1978), die UN-Seerechtskonferenz (1973-1982), die Wiener 
Konvention zum Schutz der Ozonschicht (1985) und das 
Montrealer Protokoll (1987), die Baseler Konvention zur 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Transports gefährlicher 
Abfälle (1989).
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Diese Abkommen beinhalten innovative Vorkehrungen 
und Instrumente, und zwar sowohl technischer als auch preis
licher und mengenmäßiger Art. Das Montrealer Protokoll 
(mit den nachfolgenden Revisionen von Helsinki und Lon
don) wird gar als „Modellfall“ eines internationalen Umwelt
regimes angesehen, als Beispiel intelligenter globaler Um
weltdiplomatie. Die bisherigen Abkommen hatten insofern 
aber nur relativ geringe Bedeutung für die Entwicklungslän
der, als diese kaum Pflichten zur Reduzierung von Emissionen 
übernehmen mußten. Das Montrealer Protokoll macht hier 
einen Anfang -  allerdings mit aufschiebender Wirkung und 
abgefedert durch Informations-, Finanz- und Technologie
transfers. Mit der in Rio vereinbarten Klimakonvention kom
men auf die Industrieländer drastische ökonomische Struktur
anpassungen zu, doch auch die Entwicklungsländer müssen 
sich darauf einstellen.

Zur Reduzierung der Treibhausgase kommen grundsätzlich 
alle bisher schon verwendeten Mechanismen und Instrumente 
in Frage, wie Negativlisten (Londoner Dumping Konvention, 
Baseler Konvention), technische Vorschriften (Marpol-Ab
kommen), Nutzungsrechte (Seerechtskonferenz), Reduzie
rungsraten bzw. Produktionsstop (Wiener Konvention, Mont
realer Protokoll). Wegen der völlig unterschiedlichen Ein
kommensniveaus in der Welt und der höchst unterschiedli
chen Zuwachsraten der Bevölkerung haben absolute 
Begrenzungen von Treibhausgasen ganz andere Konsequen
zen als relative Begrenzungen. Die Kooperations- oder die 
Konfliktbereitschaft der Industrie- und der Entwicklungslän
der hängt daher davon ab, welche Art von Zielvorgaben in die 
zu vereinbarenden Klimaprotokolle eingebracht werden.

Unterstellt man die FCKW-Regulierung als Politikformu
lierungsaufgabe, nicht als Politikumsetzungsaufgabe (!), als 
gelöst, so geht es bei der weiteren Ausgestaltung der Klima
konvention von Rio de Janeiro vor allem um ein C 0 2-, ein 
CH4- und/oder ein N20-Protokoll. Das einzige dieser Treib
hausgase, über das bisher ein internationaler Diskurs in Gang 
gekommen ist und dessen strategische Regulierung noch in 
diesem Jahrzehnt realisierbar erscheint, ist das C 0 2.

197



Reduzierungsprozesse: Theoretische Eingrenzung

Grundsätzlich sind, was die Anreiz- bzw. Sanktionsmechanis
men angeht, für die globale Klimapolitik sowie für die natio
nale Umweltpolitik Preis- oder Mengenlösungen die beiden 
„idealen“ Ausprägungen. Am Anfang jeder Umweltpolitik 
steht ein Markteingriff: Entweder werden Preise von Umwelt
nutzungen fixiert und es wird dem Markt überlassen, wieviele 
Emissionen sich bei diesen Festpreisen noch rechnen (Preis
lösung); oder es werden die insgesamt zulässigen Emissions
mengen kontingentiert, und es wird dem Markt überlassen, 
welche Preise sich unter diesen Umständen herausbilden 
(Mengenlösung).

Diese beiden Lösungen sind symmetrisch zueinander, je
doch nicht äquivalent. Ein Parameter, Preis oder Menge wird 
jeweils fixiert, der andere dem Markt überlassen. Die Frage 
ist, welcher dieser Parameter bei welchem Umweltproblem 
zweckmäßigerweise zu fixieren ist.

In bezug auf das zu vereinbarende C 0 2-Protokoll dürften 
im Laufe der anstehenden (langjährigen) Verhandlungen so
wohl Mengen- als auch Preislösungen eingebracht werden. 
Bisher stehen allerdings Mengenlösungen (Reduzierungsra
ten., Emissionsquoten usw.) eindeutig im Vordergrund, wäh
rend die Diskussion um konkrete Preislösungen (Globale 
Ressourcensteuer, nationale C 02-Abgabe usw.) gerade erst be
gonnen hat.

Zudem gilt anzumerken, daß bei den Mengenlösungen ord
nungspolitische Vorstellungen (Reduktionspflichten) überwie
gen. Marktwirtschaftliche Vorstellungen (Zertifikate) sind 
jedoch angedacht, wonach ökologische Rahmenwerte (z.B. 
ein bestimmter Temperaturanstieg) in regional oder national 
differenzierte Emissionskontingente (Quoten) umgesetzt 
würden. Diese Kontingente würden sodann in Zertifikate ge
stückelt, die den Inhaber (Land, Ländergruppe) jeweils zur 
(jährlichen) Emission einer bestimmten Menge eines be
stimmten Schadstoffes (hier: C 0 2) berechtigten. Die Zertifi
kate könnten regional (z.B. Europa) oder auch global
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(Nord-Süd) übertragbar sein (Börse); sie würden ausge
tauscht und erreichten am Märkt entsprechende Knappheits
preise (und damit Einnahmen, die für die Substitution von 
emissionsreichen gegen emissionsarme Produkte und Techni
ken verwendet werden könnten). Die zertifizierten Mengen 
addierten sich gerade zu den ökologischen Rahmenwerten 
(globales Emissions-Limit), so daß diese eingehalten würden. 
Gehandelte Zertifikate entsprächen im konkreten Falle einer 
Kompensation für partiellen Produktions- bzw. Nutzungsver
zicht.

Theoretisch gesehen könnte es bei der zukünftigen globalen 
Klimapolitik sowohl um Mengen- als auch um Preislösungen 
gehen. Bisher zeichnen sich aber, wie schon gesagt, eher Men
genlösungen ab, wie auch aus dem folgenden hervorgeht.

C 0 2-Reduzierungspläne im Nord-Süd-Kontext

Der Zweiten Weltklima-Konferenz, die Ende 1990 in Genf 
stattfand, haben zwei Pläne zur Reduzierung der C 0 2-Emis- 
sionen für die Zeit bis zum Jahr 2050 Vorgelegen: der IPCC- 
Vorschlag und ein Minister-Vorschlag. Das „International Pa
nel on Climate Change“ (IPCC) schlug drastische und relativ 
rasch einsetzende Emissionsminderungen für die Gruppe der 
OECD-Länder vor, während die Emissionen für die Welt als 
ganzes (globale Emissionen) erst ab dem Jahr 2005 zurückge
hen und bis zum Jahre 2050 um 46 Prozent unter das Niveau 
von 1987 sinken sollen. Die Minister waren weniger mutig, 
übernahmen jedoch die Vorstellungen der Wissenschaftler, 
wonach den Entwicklungsländern wegen deren niedrigeren 
Einkommensniveaus insgesamt eine weitere Zunahme an 
C 0 2-Emissionen eingeräumt werden muß.

Als Referenz-Vorschlag mag der Plan der Enquete-Kom
mission des Deutschen Bundestages gelten ( siehe Tabelle), 
der die Industrieländer nach ihrer jeweiligen Wirtschaftslei
stung differenziert sowie rascher einsetzende und weiterrei
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chende C 0 2-Reduzierungen vorsieht. Eindeutig ist auch hier 
die Präferenz, die den Entwicklungsländern eingeräumt wird 
und die identisch ist mit dem IPCC-Vorschlag bzw. auf diesen 
eingewirkt hat.

C 02-Emissions-Plan -  Enquete-Kommission (Bezug 1987, in %)

Jahr
Industrieländer Entwick- Welt

insge
samt

wirt
schaftlich

stark

wirt
schaftlich
weniger

stark

wirt
schaftlich
schwach

gesamt lungs
länder

1990 +5 +5 +5 +5 4-11 +6
1995 +5 +7 +8 4-6 +24 +10
2000 -10 - 4 4-5 - 4 +37 +4
2005 -3 0 -15 -5 -20 +50 - 5
2020 -50 -35 -25 -40 +60 -20
2050 -80 -80 -80 -80 +70 -5 0
Quelle: Enquete-Kommission, 1991

Kriterien der C ()2-Reduzierung 
zwischen Nord und Süd

Die Verteilung der Pflichten des C 0 2-Protokolls zwischen In
dustrieländern und Entwicklungsländern hängt besonders da
von ab, welche Kriterien bezüglich der Reduzierung von 
Emissionen angewendet werden.

Bei der Festlegung solcher Kriterien dürften zwei interna
tionale Umweltabkommen wichtige Bezugspunkte abgeben: 
die ECE-Konvention über weiträumige Luftverschmutzung 
(1979) und das Montrealer Protokoll (1987). Bei der ECE- 
Konvention hatte sich zunächst eine kleine Zahl der 32 Länder 
West- und Osteuropas, die der europäischen Wirtschaftskom
mission der Vereinten Nationen (ECE-Länder) angehören, zu 
einem „30%-Club“ der Schwefeldioxidreduzierung zusam
mengefunden, dem nach und nach weitere Länder beitraten.
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Entscheidend für diesen umweltpolitischen Erfolg war der er
reichte Gruppenkonsens über das Verteilungskriterium: Jedes 
Land sollte die S 0 2-Emissionen um den gleichen Prozentsatz 
von 30 Prozent verringern. Damit war die Ausgangslage legi
timiert, Vorleistungen oder geographische Besonderheiten 
wurden nicht berücksichtigt. Damit ist ein erstes Kriterium 
beschrieben, das theoretisch für eine globale Klimapolitik in 
Frage käme.

Verteilungskriterium I:
Proportional gleiche Reduzierungsrate für alle Länder bezogen 
auf die Ausgangslage

Auch das Montrealer Protokoll sieht eine proportional gleiche 
Reduzierungsrate vor (zunächst 50 Prozent, später 100 Pro
zent), läßt jedoch eine (zeitlich befristete) Ausnahme für die 
Entwicklungsländer zu. Die Entwicklungsländer wurden von 
der Reduzierungspflicht zunächst ausgenommen, weil sie sie 
als unfair einschätzten; die Industrieländer hätten durch die 
FCKW-Emissionen der Vergangenheit die Ozonschicht ge
schädigt, so daß den Entwicklungsländern Proportionalität in 
der Pflichtenübernahme nicht zuzumuten sei -  ja, sie hätten 
ein Emissionsrecht für die Zukunft. Eine solche Argumenta
tionsweise begründet das

Verteilungskriterium II:
Proportional gleiche Reduzierungsrate für eine Gruppe von 
Ländern (Industrieländer) bei Festlegung einer Rate der noch 
zulässigen Emissionszunahme für die andere Gruppe (Ent
wicklungsländer)

Bei dem zu vereinbarenden C 0 2-Protokoll werden die not
wendigen Anpassungen umfassend und weitreichend sein, 
zahlreiche Techniken, Produkte und Wirtschaftszweige sind 
betroffen. Die Industrieländer werden daher ihre eigenen ab
soluten Reduzierungspflichten gegen die relativen Reduzie
rungspflichten der Entwicklungsländer verhandeln wollen. 
Neben den laufenden Emissionen wird es den Entwicklungs
ländern wahrscheinlich auch um die historischen, in der Erd-
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atmosphäre akkumulierten C 0 2-Emissionen gehen. Je stärker 
solche und andere Verteilungsargumente in den Vordergrund 
der Diskussion rücken, um so höher ist die Wahrscheinlich
keit, daß eine beidseitige Reduzierung nicht vereinbart wird. 
Daher könnte -  insbesondere mit Verweis auf die Charta der 
Vereinten Nationen -  ein Kriterium der Gleichbehandlung 
attraktiv werden, nämlich gleiche C 0 2-Emissionen pro Kopf 
der Bevölkerung. So lautet

Verteilungskriterium III:
Jedes Land hat ein Emissionsrecht, das sich aus der angestreb
ten (reduzierten) globalen Emissionsmenge pro Kopf der Welt
bevölkerung, multipliziert mit der eigenen Bevölkerungszahl 
ergibt

Nach diesem Kriterium würden die Länder, die die ange
strebte C 0 2-Emissionsmenge überschreiten (Industrielän
der), entsprechend drastische Reduzierungspflichten haben; 
die Länder, die diese Mengen unterschreiten (Entwicklungs
länder), könnten zusätzlich emittieren. Dieses Kriterium stellt 
somit auf Fairneß in den internationalen Beziehungen ab, le
gitimiert also nicht die gegenwärtige, höchst ungleiche Wohl
stands- und Emissionssituation, sondern bewirkt massiv Um
verteilung im Nord-Süd-Kontext.

Für die Industrieländer wäre danach weit mehr angesagt als 
nur eine relative Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und 
Energie-verbrauch; mittel- und langfristig wäre aus ökologi
schen Gründen nur noch ein Wirtschaftswachstum zulässig, 
bei dem Energiever-brauch und Umweltbelastung auch abso
lut zurückgehen. Utopie oder Wirklichkeit -  unwahrschein
lich oder doch möglich?
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Fazit

Verteilungsfragen sind bekanntlich Machtfragen, und die glo
bale Klimapolitik ist sehr komplex, so daß kein Ende sein mag 
mit entsprechenden Verteilungsdebatten. Deshalb sollte ein 
möglichst einfaches, allgemein einleuchtendes Leitkriterium 
für die Strategie zur C 02-Reduzierung postuliert werden. Die 
entsprechenden Möglichkeiten wurden oben aufgezeigt; wel
che davon Wirklichkeit werden könnte, dies dürfte der Jubilar 
Robert Jungk besser einschätzen können als ich.
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